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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Klein (Dieburg), Bachmeier, Bahr, Bindig, 
Brück, Büchler (Hof), Dr. von Bülow, Dr. Ehmke (Bonn), Dr. Emmerlich, Fischer 
(Osthofen), Frau Fuchs (Verl), Gansel, Gerstl (Passau), Dr. Haack, Dr. Hauchler, 
Heimann, Herterich, Hiller (Lübeck), Frau Huber, Jungmann, Dr. Klejdzinski, Klose, 
Dr. Kübler, Lambinus, Neumann (Bramsche), Frau Renger, Schanz, Dr. Scheer, 
Schlaga, Schmidt (München), Dr. Schmude, Schröder (Hannover), Dr. Schwenk 
(Stade), Dr. Soell, Dr. Steger, Stiegler, Stobbe, Frau Terborg, Toetemeyer, 
Frau Traupe, Verheugen, Voigt (Frankfurt), Wischnewski, Dr. de With, Dr. Vogel 
und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 10/1350 - 

Initiativen der Bundesregierung zur Ächtung und Abschaffung der Todesstrafe 

Der Bundesminister des Auswärtigen – 011 – 300.14 – hat mit 
Schreiben vom 25. Mai 1984 die Kleine Anfrage im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Justiz namens der Bundesregierung 
wie folgt beantwortet: 

1. Wird die Bundesregierung – wie ihre Vorgängerinnen – die weltwei-
ten Bemühungen um eine Zurückdrängung der Todesstrafe unter-
stützen, und wenn ja, 

— welche konkreten Initiativen beabsichtigt die Bundesregierung 
zu ergreifen, um die weltweite Ächtung und Abschaffung der 
Todesstrafe zu erreichen, 

— ist die Bundesregierung bereit, ihren Standpunkt zur Todesstrafe 
international zur Geltung zu bringen, unabhängig davon, welche 
politische und gesellschaftliche Ordnung sich der jeweilige Staat 
gegeben hat, und 

— auf welche Argumente wird sich die Bundesregierung bei ihrem 
Einsatz auf internationaler Ebene für eine Zurückdrängung und 
Ächtung der Todesstrafe stützen? 

— Die Bundesregierung setzt ihre 1980 begonnenen Bemühun

-

gen konsequent fort, im Rahmen der Vereinten Nationen die 
Verabschiedung eines zweiten Fakultativprotokolls zum inter

-

nationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte zu 
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erreichen, dessen Ziel die Abschaffung der Todesstrafe ist. Die 
Idee eines solchen Fakultativprotokolls wurde in den Jahren 
1980 bis 1982 von der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen behandelt, in deren Auftrag sich nunmehr die VN-
Menschenrechtskommission (MRK) mit der Frage befaßt. Als 
ein Fortschritt ist zu bewerten, daß die MRK während ihrer 
diesjährigen Tagung die Unterkommission für Diskriminie-
rungsverhütung und Minderheitenschutz beauftragt hat, 
unsere Initiative näher zu prüfen und der MRK Bericht zu 
erstatten (siehe auch die Antwort auf Frage 4). In der entspre-
chenden Resolu tion vom 6. März 1984 bezieht sich die MRK im 
übrigen auch auf VN-Generalversammlungsresolution 32/61 
vom 8. Dezember 1977, in der bestätigt wird, daß das Hauptziel 
darin bestehe, die Zahl der mit der Todesstrafe bedrohten 
Verbrechen schrittweise einzuschränken, wobei es wünschens-
wert sei, die Todesstrafe abzuschaffen. 

— Die Bundesregierung ist unabhängig von der politischen und 
gesellschaftlichen Ordnung anderer Staaten bereit, ihren 
Standpunkt zur Todesstrafe deutlich zu machen. Die Bundes-
regierung ist sich jedoch bewußt, daß eine beträchtliche Anzahl 
von Staaten – z. T. auch aus religiösen Gründen – eine andere 
Haltung einnimmt. 

— Der Schutz des Lebens ist ein menschenrechtliches Anliegen 
ersten Ranges. Die Todesstrafe und deren Vollstreckung steht 
diesem Anliegen entgegen. Die Bundesregierung hat bisher 
diesem menschenrechtlichen Aspekt der Todesstrafe in der 
internationalen Diskussion den Vorrang gegeben. Dabei soll es 
bleiben. 

2. Sind auf der 14. Europäischen Justizministerkonferenz neue Initiati-
ven oder Entscheidungen zur Zurückdrängung und Abschaffung der 
Todesstrafe zu erwarten, und wenn ja, welche? 

Auf der Tagung der 14. Europäischen Justizministerkonferenz ist 
bisher ein entsprechender Tagesordnungspunkt nicht vorge-
sehen. Es sind daher keine Initiativen oder Entscheidungen inso-
weit zu erwarten. 

3. Welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, damit das 
6. Zusatzprotokoll zur Europäischen Menschenrechtskonvention von 
allen Vertragsstaaten unterzeichnet und umgesetzt wird? 

Das 6. Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der 
Todesstrafe ist am 28. April 1983 zur Zeichnung aufgelegt und von 
einer Reihe von Mitgliedstaaten des Europarates – darunter der 
Bundesrepublik Deutschland – gezeichnet worden. Es steht im 
freien Ermessen der Vertragsstaaten und ihrer Parlamente, ob und 
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wann sie das Protokoll ratifizieren. In diesem Zusammenhang 
wird darauf hingewiesen, daß es bei. den Beratungen zur Frage 
der Abschaffung der Todesstrafe in den Gremien des Europarates 
nicht möglich gewesen ist, ein den Artikel 2 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention, der die Todesstrafe und deren Voll-
streckung zuläßt, betreffendes Änderungsprotokoll zu erreichen. 
Eine derartige Änderung der Konvention hätte für das Inkraft-
treten des Protokolls die Ratifizierung durch sämtliche 21 Konven-
tionsstaaten erfordert. Da ein solches Protokoll keine Ch ance 
hatte, in Kraft zu treten, und um wenigstens zu einem Ergebnis zu 
kommen, ist dann das Zusatzprotokoll geschaffen worden, das 
zum Inkrafttreten lediglich fünf Ratifikationen erfordert. 

4. Hält es die Bundesregierung für erforderlich, daß die Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland in der Menschenrechtskommission der 
Vereinten Nationen und anderen internationalen humanitären 
Organisationen aus eigener Überzeugung hinter der Forderung nach 
weltweiter Abschaffung der Todesstrafe stehen, und sieht sie die 
Gefahr, daß ihr Anliegen und der Einsatz dafür interna tional an 
Glaubwürdigkeit verliert, wenn die Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland diese Voraussetzungen nicht erfüllen? 

Es ist keineswegs ungewöhnlich, daß sich die persönliche Mei

-

nung eines Delegationsleiters nicht in allen Einzelfragen mit der 
Auffassung seiner Regierung deckt. Entscheidend ist, daß er die 
Politik der Regierung wirksam vertritt.. Bei der 40. Tagung der 
VN-Menschenrechtskommission (6. Februar bis 16. März 1984 in 
Genf) hatte die Bundesregierung in Weiterverfolgung ihrer Ini tia-
tive zur weltweiten Abschaffung der Todesstrafe angestrebt, daß 
die Initiative an die Unterkommission der Menschenrechtskom

-

mission zur weiteren eingehenden Beratung überwiesen wird. 
Dieses Ziel ist nach intensiven Verhandlungen mit den übrigen 
42 Delegationen durch eine im Konsens verabschiedete Resolu-
tion erreicht worden. Daraus folgt, daß Bundesminister a. D. Dr. 
Jaeger seiner Aufgabe als Delegationsleiter auch in dieser Frage 
gerecht geworden ist. 

5. a) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Leiter der Dele-
gation der Bundesrepublik Deutschland bei der UN-Menschen-
rechtskommission jederzeit die Gewähr dafür bietet, für die 
Grundsätze einzutreten, die der Deutsche Bundestag zuletzt mit 
der einstimmigen Annahme des Antrags der Fraktionen der SPD 
und FDP zur Achtung der Todesstrafe (Drucksache 9/172) am 
29. Oktober 1981 bekräftigt hat?  

b) Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Delegationsleiter der 
Bundesrepublik Deutschland bei der UN-Menschenrechts-
kommission, der ehemalige Bundesjustizminister Dr. Jaeger, sich 
noch im März 1979 in einem Interview als ein „Anhänger der 
Todesstrafe" bezeichnet hat 

c) Ist der Bundesregierung bekannt, daß Dr. Jaeger sich auch nach 
seiner Ernennung zum Delegationsleiter in Interviews als 
„Anhänger der Todesstrafe" bezeichnet hat? 

d) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß ein Anhänger der 
Todesstrafe das Eintreten der Bundesregierung zur Abschaffung 
der Todesstrafe besonders glaubwürdig vertreten kann, und auf 
Grund welcher Erwägungen hat die Bundesregierung Dr. Jaeger 
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als Leiter der Delegation der Bundesrepublik Deutschland bei der 
UN-Menschenrechtskommission benannt? 

e) Wie kann die Bundesregierung den Widerspruch auflösen zwi-
schen der Benennung eines Anhängers der Todesstrafe als Ver-
treter der Bundesrepublik Deutschland in der Menschenrechts-
kommission der Vereinten Nationen und dem Beschluß des Deut-
schen Bundestages vom 29. Oktober 1981? 

f) Wie beurteilt lie Bundesregierung die Tatsache, daß Dr. Jaeger 
in der ersten auf seine Ernennung folgenden Sitzung der UN-
Menschenrechtskommission bei der Behandlung des Themas 
„Todesstrafe" die Leitung der Delega tion seinem Stellvertreter 
überlassen hat? 

a) Für Dr. Jaeger als langjähriges Mitglied des Deutschen Bun-
destages und überzeugten Demokraten ist es selbstverständ

-

lich, daß er den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 29. 
Oktober 1981 respektiert, in dem die Bundesregierung aufge-
fordert wurde, sich weiterhin mit Nachdruck für die weltweite 
Abschaffung der Todesstrafe einzusetzen. Bei der Leitung der 
Verhandlungen in Genf ist Dr. Jaeger den Grundsätzen dieses 
Beschlusses gefolgt. 

b) Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich Dr. Jaeger in einem 
Interview im März 1979 als „Anhänger der Todesstrafe" 
bezeichnet hat. Dr. Jaeger hat damit seine persönliche Ansicht 
bestätigt, ohne sich für die Wiedereinführung der Todesstrafe 
auszusprechen. 

c) Nach seiner Ernennung zum Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland in der VN-Menschenrechtskommission hat Dr. 
Jaeger in einem Interview, das im „Sonntagsblatt" vom 4. März 
1984 als Auszug aus einem Gespräch mit dem NDR/WDR 
erschien, lediglich seine 'persönliche Ansicht bestätigt. 
Zugleich hat er sich für die Verweisung der Initia tive an die 
Unterkommission der Menschenrechtskommission und damit 
für die Lösung ausgesprochen, welche die besten Aussichten 
für eine erfolgreiche Fortführung der Ini tiative in den Ver-
einten Nationen bot. 

d) Dr. Jaeger ist zum Vertreter der Bundesrepublik Deutschland 
in der Menschenrechtskommission berufen worden, weil er der 
Bundesregierung als engagierter Verfechter der Menschen-
rechte bekannt ist und' als früherer Bundesminister der Justiz 
eine besondere Sachkenntnis und Erfahrung auf dem Gebiet 
des Menschenrechtsschutzes besitzt. Durch den Verlauf der 
Sitzung der Menschenrechtskommission sieht sich die Bundes-
regierung in ihrer Auffassung bestätigt. Die Glaubwürdigkeit 
einer Regierung, auf die es in diesem Zusammenhang 
ankommt, wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß die persön-
liche Meinung eines ihrer Vertreter in der einen oder anderen 
Frage von der Auffassung der Regierung abweicht: 

e) Zu Frage 5 a) ist bereits ausgeführt worden, daß Dr. Jaeger den 
Beschluß des Bundestages selbstverständlich respektiert. Die 
Bundesregierung sieht daher in der Benennung von Dr. Jaeger 
keinen Widerspruch zu diesem Beschluß. 
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f) Die Behandlung der Todesstrafeninitiative während der 
40. Tagung der Menschenrechtskommission wurde von einem 
mit der Materie besonders vertrauten Delega tionsmitglied 
wahrgenommen. In der Debatte über diesen Punkt — die übri-
gens erst in der 2./3. Sitzungswoche stattfand — sprach für die 
Bundesrepublik, Deutschland der sehr verhandlungserfahrene 
stellvertretende Delega tionsleiter. Es ist weder bei unserer 
noch bei anderen Delega tionen ungewöhnlich, daß zu einer der 
zur Diskussion anstehenden Fragen ein besonders versiertes 
Delega tionsmitglied — statt des Delega tionsleiters — spricht. Dr. 
Jaeger hat jedoch in allen Phasen die Delega tion geleitet. 








